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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

N London, 16. Febr. In der heutigen Sitzung des Oberhauſes 
griff Loed Derby das Auftreten des britiſchen Geſandten in Braſilien 
heftig an. Lord Granville verſprach, die dieſe Angelegenheit betreffen⸗ 
den Depeſchen vorzulegen. 

Im Unterhauſe erklärte Layard das Gerücht, daß die Ruſſen in 
China gegen die Rebellen interveniren würden, für unwahrſcheinlich. 
Es ſei richtig, daß franzoͤſiſche Offiziere die chineſiſchen Rekruten ein: 
ſchulten, daß ſie aber zur Entſchädigung dafür ein Territorium bei 
Ningpo beſetzt hielten, davon wiſſe die engliſche Regierung nichts. 

St. Petersburg, 17. Febr. Man meldet aus Wilna vom 
16., daß in den Städten und Kreiſen der Gouvernements Wilna und 
Grodno, wo es nicht ſchon früher geſchehen, der Belagerungszuſtand 
erklärt worden iſt. In dem Gouvernement Kiew iſt Alles ruhig. 

Warſchau, 17. Februar. Die Aufſtändiſchen unter Langie⸗ 
wicz ſind zerſprengt und 100 von ihnen getödtet worden. Es wur⸗ 
den ihnen 11 Wagen mit Effekten und 3 Holzgeſchütze abgenommen. 
„ Mlawa wurde ein Inſurgententrupp, 150 Mann ſtark, auf⸗ 

n. 

Stockholm, 17. Febr. Der Reichstag hat ſich für ein gemeinſchaſtli⸗ 


ches ſkandinaviſches Maß, Gewi i 
ne * cht und Münze in Schweden, Norwegen 


Preußen. 
Landtags Verhandlungen. 
13. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (12. Febr.) 


Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſche v. Bodelſchwingh, Graf zur Lippe und einige Regierungs⸗Com⸗ 
ö 2 — — und een dier a 

erung in den a ndlungen dieſer Sitzun 

dauernd vertreten. 0 8 . a un 
Der Präſident theilt einen von dem Abg. v. Benda und Genoſſen 
eingebrachten Verbeſſerungsantrag zu der Forkenbeckſchen Reſolution mit, der 
ausreichende Fee findet. Zu dem Antrage v. Benda iſt ein Unter 
mendement vom Abg. v. Binde (Stargardt) betreffs Alinea 2 eingebracht, 
welches ebenfalls genügend unterſtützt wird. Das Amend. v. Benda lautet: 
N „Das Haus der A geordneten wolle beſchließen, zu erklären: 1) daß es 
85 feine verfaſſungsmäßigen Rechte betreffs des Staatshaushalts f. d. Jahr 

2 bis zur Berathung der von der Staatsregierung in Ausſicht geſtellten 

Dorla en über die Einnahmen und Ausgaben diefes Jahres vorbehält; 

daß die Verfaſſungsverletzung der Miniſter, für welche dieſelben mit ihrer 
Elalen und ihrem Vermögen verantwortlich bleiben, die Berathung des 
Nr pro 1863 weder rechtlich noch thatſächlich zur Unmöglichkeit macht, 
— Haus vielmehr durch Wahrnehmung er verfaffungam& igen Stellung 
er Verlängerung verfaſſungswidriger Juſtände, fo viel an ihm liegt, vor⸗ 
1389 daß es demgemäß in die Berathung des Etatsentwurſs pro 

Dazu das Unter Amendement v. Binde (Stargardt): Alinea 2 folgender⸗ 
bergen 2, ale: „daß der Derfaffingämibeige ulanı in dem Staatshaus⸗ 
fachlich e Berathung des Etats pro 1863 weder rechtlich noch that⸗ 

Referer „anmöglichteit macht u, ſ. w.“ 
fei zwar Da 5 rkenbeck: Seit Einbringung der gegenwärtigen Anträge 
1814 eh as Geſetz, betreffend die Abänderung des Militärgeſetzes vom Jahre 
oe 3 worden; dieſe Novelle komme aber dem Haufe der Abge⸗ 
- 853 n in Nichts entgegen. Es ſei möglich in die Beratbung des Jahres 
„883 einzutreten, ohne eine geſetzliche Feſiſtelung des Etats von 1862, da 
für jedes Jahr der Etat durch ein beſonderes Geſetz feſtgeſtellt würde. Die 
Forderung, vor der Berathung eines Etats für das Jahr 1863 erſt den 
Etat für das Jahr 1862 feſtzuſtellen, ſei eine unpraktiſche, da die gemachten 
Ausgaben für 1862 auch dann verfaſſungswidrig bleiben, wenn die Zuſtim⸗ 
mung des Abgeordneten⸗Hauſes auch nach sBeratbung des Geſetzes für 1862 
verſagt werde. Man dürfe aber die Berathung des Geſetzes für 1863 nicht 
weiter ausſetzen, wenn man das verfaſſungsmäßige Recht des Abgeordneten⸗ 
Hauſes nicht noch ferner ſuspendiren wolle. 1 2 
w Graf v. Bethuſy⸗Huc (gegen den Commiffiong: Antrag): Obgleich die 
ft iederholten Beſchlüſſe der Commiſſion ihn von der Vergeblichkeit feiner Ber 
fei ungen überzeugt, werde er nicht ermüden, immer und immer wieder 
ze entgegengeſetzte Anſicht geltend zu machen; auf die Gefahr hin, den 

ppetit der Mitglieder (mit einem Wink nach der Fortſchrittspartei) als 
ardelle zu reizen. (Heiterkeit.) Trotz der „Lücke“ in der Verfaſſung ſei das 
uſtandekommen eines Ausf möglich geweſen. Redner rekapitulirt nun⸗ 
3 r ſeine desfallſigen Ausführungen in der Adreßdebatte mit dem Zuſatz, 
die daraus geogene Schlußfolgerung des Berichterſtatters: wenn Yes 
mand entweder Silber oder Gold zu zahlen habe, brauche er nach ſeiner 
(des En Anſicht keines von beiden zu zahlen, auf einem irrthümlichen 
erſtändniß ſeiner Ausführung beruhe. — Das Herrenhaus habe bei Ver 
werfung des Budgets von ſeinem Rechte Gebrauch gemacht und auch in Be⸗ 
treff feines anderweiten Beſchluſſes ſich im formellen Rechte befunden, Der 
Staat habe doch nicht ſtillſteben können. Man habe kein Recht, die Ariſto⸗ 
kratie wie Paria's aus der menſchlichen Geſellſchaft auszuſtoßen. (SHeiterkeit.) 
er wolle nicht die Majorität des Herrenhauſes vertreten, aber fie repräſen⸗ 
fire doch die Maſorität der conſervativen Partei. Der preußiſche Militär⸗ 
ſtaat und der preuß. Bürgerſtand ſeien identiſch. — Redner, der auf der 
durnaliſtentribüne ſehr ſchwer zu verſtehen iſt, ſchließt dieſen Theil ſeiner 
usführung mit dem Sate: die Regierung ſei alſo doch weder verpflichtet 
geivelen, in Gold zu zahlen, noch verpflichtet in Silber zu zablen, d. h. weder 
5 Dans aufzulöien, noch zurückzutreten. Er bitte, den Commiſſions⸗An⸗ 

zulehnen. 1 

Abg. Pariſius (Weſthavelland): Er wolle ohne auf die vielerörterte 
— oft widerlegte Ausführung des Vorredners einzugehen, kur für den 
Steum Antrag ſprechen. Gegen den Vorredner wolle er nur bemerken; die 

tellung der 1 in Preußen fei eine ganz andere, als etwa in Eng: 
and; eine ariſtokratiſche Partei exiſtire eigentlich in Preußen nicht. Der 
adlige Name allein ſei dabei völlig gleichgiltig. Es ey nur eine conſer⸗ 
A Parte. Er halte den von einem Redner des Herrenhauſes in der 

dreßdebatte gethanen Ausſpruch für zutreffend: es geht eine liefe Mei⸗ 
betan eaſchiedenheit durch das Land. Die eine Partei gebe an die Verfaſſung 
zulreff mit den Vorſtellungen des aitpreußiſchen Rechts, und wo das nicht 
3 — ſuche fie eine Lücke in der Verfaſſung. Die andere gehe vom 
Reben, pnellen Staatsrecht aus. Die eine ſage, Alles fei allergnädi ſt ver⸗ 
rechts und intdere jehe auf die Entwiclungsgeſchickte des preußiſchen Staats⸗ 
ae ſondern nac dee nicht nach dem allpreußiſchen Recht des Abſolutis⸗ 

Das ſei nach den vernünftigen Grundſätzen des conſtitutionellen Rechts. 
8 r 7 ee wirklichen Parteien im Staate. Zu Beiden gehöre ein 
großer Theil des preußiſchen Adels. Die conititutionelle Partei, die am ber 
— conftitutionellen Recht fefthalte, fei die eigentliche conſervative 

Was nun die vorliegende Reſolution angehe, ſo habe ſie den Zweck, dem 
Lande klar zu machen, weshalb das Haus in BR Ar an ne Budgets 
pro 1863 eintrete, ehe wegen des Budgets von 1862 etwas feſtgeſtellt ſei. 
Dafür ſeien zwei Gründe vorhanden: einmal gebe das Haus damit ſein 
Recht wegen des Etats pro 1862 nicht auf, und ſodann werde der Etat pro 
1863 berathen, um der verfaſſungsmäßigen Aufgabe und dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Hauſes zu genügen und nach Hebung der Schwierigkei⸗ 
ten ein fertiges Budget zu haben. Angefochten könne vielleicht werden, da 
in der Reſolution von Verfaſſungsverlezung geſprochen worden. Aber die 
Sommiffion babe ſich wohl darauf ſtützen können, daß durch Annahme ber 

dreſſe dieſe Thatſache bereits mit großer Majorität ausgeſprochen ſei. — 
Hervorzuheben jei noch, daß das Haus, in Betreff des Budgets von 1862, 
Entalles vorbehalten muſſe bis nach Vorlegung des in Ausſicht geſtellten 
ats. Er habe übrigens noch gar keine Vorſtellung davon, wie dieſe Vor⸗ 
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Bierundvierzigfter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


lage ausſehen dürfte. Die Erklärungen des Finanzminiſters vifferirten in 


dieſer Beziehung weſentlich von denen der Reg.⸗Commiſſarien. Jedenfalls 
könne man ſich nicht etwa auf Berathung einzelner Nachtragetats einlaſſen. 


Bei dieſer Lage des Etats ſei die Reſolution durchaus geboten und ange⸗ 


meſſen. = Sei es Pflicht des Hauſes, dem Lande auseinanderzuſetzen, warum 
es in die Berathung des Etats pro 1863 eintrete, ſo 2 man auch die 
zur Erreichung dieſes Zwecks beſtimmte und geeignete Reſolution annehmen, 
deren Form aus forgfältiger Berathung hervorgegangen. 

Abg. Reichenſperger (Geldern): Er wolle gegen den Commiſſionsan⸗ 
trag ſprechen, weil er der Anſicht ſei, daß ein Haus der Abgeoroneten ſich 
nicht von allgemeinen Sentiments leiten laſſen dürfe, daß es nicht darauf 
antomme, wer die Majorität habe, ſondern auf weſſen Seite das Recht ſei. 
Er ſtimme gegen den Antrag der Commiſſion, obgleich er ſachlich auf ihrer 
Seite ſtehe, und eben weil ſich Alles, was der Ankrag ſage, von ſelbſt ver⸗ 
5 e. Durch die Ernennung der Budgetcommiſſion habe ſich das Haus 
chon für die Berathung des Etats für 1863 entſchieden. Was Abſatz 1 der 
Reſolution ſage, verſtehe ſich ſo von ſelbſt, daß es ihm ganz unbegreiflich 
ſei, wie die Commiſſion daran zweifeln könne. Ganz eben Io klar ſei der 
Inhalt des Paſſus 2. Auch die Formulirung der Reſolution ſei jo falſch 
als möglich. Der Antrag 1 gehe ihm nicht weit genug. Wenn man ſagen 
wolle, nur die Ausgaben wären verfaſſungswidrig, welche nachher nicht als 
nothwendig anerkannt würden, fo ſei er der Anſicht, daß das zu wenig ſei. 
Nach ſeiner Meinung wären auch die vorher nicht genehmigten Ausgaben 
nicht ver Verfgſſung gemäß, welche nachher für nothwendig anerkannt wür⸗ 
den. Im Paſſus 2 ſei nicht geſagt, welche Verfaſſungs⸗Verletzung gemeint 
ſei. Außerdem begreife er nicht die fortwährende Wiederholung derſelben 
Sache. An und für ſich ſei über das Nichtperfaſſungsmäßige der gegen⸗ 
wärtigen Lage kein Zweifel. Es ſei nur beſtritten, wie dieſer Zuſtand recht⸗ 
lich zu qualificiren jet. Man gerathe in den Fehler, daß man alles Nicht⸗ 
verfaſſungsgemäße als eine Verletzung der Verfaſſung betrachte. Das ſei 
falſch. Bei der Verfaſſungsreviſion ſei dieſer Satz aufgeſtellt worden. Aber 
ein dieſen Gedanken enthaltendes Amendement ſei verworfen worden. Es 
ſei nicht jedes Zuwiderhandeln gegen die verfaſſungsmäßigen Pflichten der 
Staatsregierung eine Verfaſſungsverletzung. 

Der erſte Redner habe geſagt, der Beſchluß des Herrenhauſes, der den 
Etat für 1862 verworfen, habe der Regierung die nöthige Freiheit wieder⸗ 
gegeben. Seiner Anſicht nach ſei dadurch die Lage der Regierung ſchlim⸗ 
mer geworden. Seine bereits früher vorgetragene Anſicht über Art. 99 
wolle er noch durch 2 Ausführungen ergänzen. Der Redner geht hierbei 
auf eine frühere Aeußerung des Herr v. Kleiſt⸗Retzow (von 1851) ein, welche 
der jetzigen Anſicht ſeiner Partei diametral entgegenſtehe. Außerdem be⸗ 
weiſe die nach Abſchluß der preußiſchen Verfaſſungsreviſion beſchloſſene 
Formulirung des § 101 der a 0 5 Reichsverfaſſung, nach welchem die 
ordentlichen Ausgaben auf 3 Jahr, die außerordentlichen auf 1 Jahr ge⸗ 
nehmigt würden, und wo es in Nr.? heißt: „Alle außerordentlichen Aus⸗ 
gaben und deren Deckungsmittel bedürfen der Zuſtimmung der Landesver⸗ 
tretung“, daß auch unſere Regierung einen Unterſchied anerkennen müſſe 
zwiſchen der Fortſetzung der ordentlichen und außerordentlichen Ausgaben. 

g 5 deſſen ſind die Miniſter v. Selchow und Graf Eulenburg 
eingetreten. 

bg. v. Hoverbed: Er habe ſich nur einſchreiben laſſen, weil ſich zu 

ſeiner Verwunderung keine Unterſtützung des Commiſſions Antrages gefun⸗ 
den habe, wahrſcheinlich, weil die Sache jo klar, und der Bericht der Com: 
miſſion ſo erſchöpfend ſei, daß die Sache ſich ſelbſt vertheidige. Er gehe 
deshalb auch auf den Bericht nicht näher ein, denn das, was darüber zu 
ſagen ſei, ſei zum größten Theile ſchon in der Adreßdebatte geſagt worden. 
Die Budget⸗Commiſſion ſei verpflichtet geweſen, ſich zu fragen, oh ohne wei⸗ 
teres in die Berathung des Budgets einzutreten, oder welcher Beſchluß vor⸗ 
dem Eintritt in die Berathung zu faſſen ſei. 12 

„Der Vorredner habe alles, was in dem Antrage der Commiſſion gejagt 
ſei, als ſelbſtverſtändlich erklärt; dies fei eine zu formelle Auffaſſung. Die 
Commiffion hatte jedenfalls das Recht und die Pflicht, ſich zu fragen, ob ſie 
rechtlich in der Lage ſei, in die Beratbung einzutreten. Die Nothwendi keit 
einer vorgängigen Entſcheidung darüber gehe ſchon aus dem in der Com⸗ 
miſſion oe Antrage (Kloß) hervor, der jedoch in der Minorität geblie⸗ 
ben ſei. Er habe auch gegen dieſen Antrag lauf vorherige Vorlegung des 
Budgets für 1862) geſtimmt, weil er dies für eine bloße Form halte, aber 
dennoch ſei es wichtig, gleich in der erſten Nummer der Reſolution feſtzu⸗ 
ſtellen, daß wenn auch der Etat für 1862 fehle, das Haus Gelegenheit neh⸗ 
men werde, die Rechte der Landesvertretung zu wahren. — Es frage ſich 
nun, welche Ausgaben als verfaſſungswidrig zu betrachten ſeien, und welche 
nicht. Prineipiell würde es richtig fein, wie der Vorredner behauptet, 
ſämmtliche Ausgaben für verfaſſungswidrig Ki erklären; aber in Beziehung 
auf die ſpätere Verantwortlichkeit der Miniſter und auf den Paſſus, daß 
die Minifter verhaftet bleiben, mache es einen ſehr großen Unterſchied, welche 
Ausgaben gemacht ſeien. Er habe ſich die Sache ſo erklärt: alle diejenigen 
Ausgaben, bei deren Verausgabung die Regierung bona fide war, alfo 
glauben konnte, die nachträgliche Genehmigung zu erhalten, betrachte er nicht 
für verfaſſungswidrig, wohl aber diejenigen Ausgaben, bei denen die bona 
fides aufhöre, denn da fange die Verfaſſungswidrigkeit und die Verfaſſungs⸗ 
verletzung an; da würden die Minifter civilrechklich mit ihrem Vermögen 
und ihrer Perſon verhaftet bleiben. (Bravo.) — Selbſt der Abg. v. Be: 
Ace habe ſich ſehr weſentlich in ſeinen Anſichten von dem Miniſterium 
unterſchieden, und dafür müſſe man ihm dankbar ſein; man könne es con⸗ 
ſtatiren, daß in dieſem Hauſe auch die ſtreng conſervativen Mitglieder mit 
den Anſichten des Ministeriums und des Herrenhauſes nicht übereinſtimmten. 
Sehr richtig) — Wenn er die Anſicht des Abo, v. Bethuſy⸗Huc, die für 
hn etwas Pikantes habe, richtig verſtanden, fo lautete fie dahin, daß das 
Veto der Regierung in Budgetfragen nur ein beſchränttes ſei, daß fie alſo 
z. B., wenn deide Häuſer ein zu hohes Budget beſchloſſen, berechtigt ſei, 
daſſelbe herabzuſetzen. Wenn wir einmal eine fo ſparſame Regierung hätten, 
ſo würde es in dieſem Falle einer Herabſetzung nicht bedürfe, die Regie⸗ 
rung dürfe dann nur weniger ausgeben. (Heiterkeit) Das Herrenhaus, jo 
glaube er, habe ſich zum Mitſchuldigen der Regierung gemacht in einer 
Frage, wo das Herrenhaus höchſtens nur die zweite Stimme habe, denn daß 
das Abgeordnetenhaus, welches die Steuerzahler vertrete, hier mehr zu 
ſagen habe, als das Herrenhaus, das werde Niemand beſtreiten. 

Zum Schluſſe einige Worte zum Abg. Reichenſperger. Er (Redner) be⸗ 
trachte deſſen Ausführungen mehr als eine wohlwollende Kritik; er glaube 
aber, derſelbe würde bejjer zum Ziele kommen, wenn er einige kleine Abän⸗ 
derungen zum Commiſſtons⸗Anträge beantrage, und er hoffe, daß derſelbe in 
dieſer Beziehung ſich noch beſſern werde. (Heiterkeit) Derſelbe babe gejagt, 
alles was der Commiſſions⸗Antrag enthalte, ſei ſelbſtverſtändlich Dafür könne 
man ihm dankbar ſein, aber dem Lande gegenüber würde Herr Reichenſperger 
jet verſtändlicher fein, wenn er ſagte: „Euer Botum iſt zwar ſelbſtverſtänd⸗ 
ich, aber weil es richtig ift, ſtimme ich dafür.“ (Bravo.) 

Abg. v. Mallinkrodt: In dem Commiſſions⸗Antrag ſcheine ihm nur 
eine Variation des alten Themas der Verfaſſungsverletzung enthalten zu fein; 
wir befänden uns nicht in den Zuständen eines Verfaſſungsbruchs, da wir 
alle in der Verfaſſung ein concretes Geſetz, nicht eine konſtikutionelle Doktrin 
beſchworen hätten. Artitel 99 der Verfaſſung erkläre keineswegs, daß alle 
Jahre ein Etatsgeſetz zu Stande kommen müſſe, Art. 62 ſpreche vielmehr 
ausdrücklich von dem Fall, wo ein ſolches Gtatepeeh nicht vorliege. Eben jo 
wenig ſtehe in der Verfaſſung etwas davon, daß die Krone die Pflicht habe, 
eines der drei oft vorgeſchlagenen Mittel (Auflöſung des Abgeordnetenhauſes 
u. ſ. w.) im Falle eines Meinungsunterſchiedes zwiſchen den geſetzgebenden 
fire anzuwenden. Wäre die Regierung anders 1 als ſie ver⸗ 
ahren iſt, ſo wäre der Staat in ſeine urſprünglichen Beſtandtheile dadurch 
e worden. Eine Verantwortlichteit der Miniſter beſtehe gegenmärtig 
— bei dem Mangel eines Mane ae den eee nur gegenüber 
€ 07 Was indeß den Kernpunkt des Budgets, 
die Militärfrage betreffe, ſo ſtehe er entſchieden gegen das — 7 der Re⸗ 
gierung, die viel zu weitgehende Anforderungen an das Land ſtelle. 

Abg. Dr. Virchow: Die Anſichten über Miniſterverantwortlichkeit ſeien 
gegenwärtig ſehr getheilt und namentlich ſehr verſchieden von 1 5 die 
eltend geweſen ſeien, als dieſer Begriff zuerſt und ſpäter bei Berathung der 

erf. prinzipiell erörtert worden. Der Miniſter des Innern habe in der 


Zeitung. 


Expeditlon: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 18. Februar 1863. 


— 
Adreßdebatte eine eigentümliche Fe feiner Verantwortlichkeit geäußert 
und werde hoffentlich heute ſich über dieſe Frage noch näher auslaſſen. Der 
Miniſterpräſident habe in einer der letzten Debatten nur mit Sarkasmus ſich 
über ſeine Verantwortlichkeit ausgeſprochen. Um ſo mehr ſei es an der Zeit, 
wenn das Haus in einer Reſolution ausſpreche, was es ſeinerſeits unter 
Miniſterverantwortlichkeit verſtehe. Die in der Reſolution in dieſer Beziehung 
ausgeſprochene Anſicht ſei aber nicht neu, ſie ſei bereits niedergelegt in der 
K. O. vom Jahre 1820, welche die Miniſter perſönlich dafür haftbar mache, 
nur Ausgaben zu veranlaſſen, welche durch den Staatshaushalts⸗Etat feſt⸗ 
geſtellt ſeien; es ſei alſo nicht jetzt in der Comm. erſt ein neuer Gedanke er⸗ 
funden worden. Bei den Verhandlungen über die Verf.⸗Reviſion ſtand ſo⸗ 
dann überall die perſönliche Haftbarkeit der Miniſter obenan; der Comm.⸗Be⸗ 
richt ſagt in dieſer Hinſicht ausdrücklich, daß ein Staatsbaushaltsetat alljähr⸗ 
lich feſtgeſtellt, nicht blos vorgelegt werden müſſe, und derſelbe Bericht ſagt, 
daß die Kammern eine nicht bewilligte Verwendung von Staatsgeldern miß⸗ 
billigen und den Regreß gegen die Miniſter beſchließen müſſen: in der Kam⸗ 
mer wurde damals nichts gegen dieſe Bemerkungen replicirt, weil man ſie 
allfeitig für gauz ſelbſtverſtändlich gehalten. 

Der Redner wendet ſich dann gegen den Abg. Reichenſperger und führt 
aus, daß auch er die Verf.⸗Verletzung nicht als gehoben und gar nicht vor⸗ 
handen ſehe, wenn die verausgabten Gelder nachträglich genehmigt würden: 
er unterſcheide in dieſer gang eine nachträgliche Geldbewilligung von 


einer Indemnitätsbewilligung. ndemnität ſei eine Freiſprechung von der 
Anſchuldigung der Verletzung verfaſſungsmäßiger Rechte, und dieſe ſei auch 
jetzt erforderlich, um die Verfaſſungsverletzung zu ſühnen, welche für das Mi⸗ 
niſterium darin liege, daß es durch ſeine Schuld ein Etatsgeſetz nicht zu 
Stande gebracht habe. Denn es habe nach den das Budget betr. Beſchlüſſen 
dieſes Hauſes die Pflicht zur Vorlegung eines annehmbaren Geſetzentwurfs 
gehabt, und dieſe Unterlaſſung ſei die Schuld des Ministeriums, welche die 
Verf.⸗Verletzung enthalte. Daß außerdem nicht bewilligtes Geld ausgegeben 
worden, ſei eine von der erſteren verſchiedene Frage und es würde ſpäter 
bei Prüfung der Ausgaben für das Jahr 1862 noch zuzuſehen ſein, ob 
außer den zur Führung des Staatshaushalts nothwendigen Ausgaben noch 
Summen übrig blieben, für welche die Miniſter verantwortlich wären. — 
a Schluß wendet ſi b der Redner gegen die allgemeinen Bemerkungen des 

rafen Bethuſy, über die ariſtokratiſche Partei in Preußen. Dieſelbe habe 
heute über Steuerbewilligung Anſichten, die ſehr verſchieden wären von denen 
ihrer Vorfahren: noch vor 50 1 habe Herr v. d. Marwitz ſeine Anſich⸗ 
ten über Steuerbewilligung ſoweit vertheidigt, daß er dafür in Spandau 
habe büßen müſſen. Solchem Verhalten gegenüber 55 die ariſtokratiſche 
Partei in der Landesvertretung bedauernswerthe Rückſchritte gemacht, und 
es bewirkt, daß ſie heute dem ganzen Lande einen gereiften ben Inigrr 
dadurch biete, daß fie ihr Recht nicht auch dem Miniſterium gegenüber geübt 
habe. (Beifall.) 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: . 
kurze Entgegnung gegen dasjenige erlauben, was der Hr. Vorredner direkt 
an mich gerichtet bat. Wenn ich geſagt babe, daß ich damals der vollen 
Verantwortlichkeit bewußt geweſen bin, als ich das Miniſterium übernahm, 
fo habe ich damit keine andere Verantwortlichkeit gemeint, als welche con⸗ 
ſtitutionellen Miniſtern überhaupt obliegt. Dieſe erkennen wir auch beute 
noch an; wir werden abwarten müſſen, ob uns nachgewieſen wird, daß wir 
unverantwortlich gehandelt haben und welche Folgen daraus gezogen wer⸗ 
den. — Wenn ich, was der Vorredner ebenfalls hervorgehoben, geſtern auf 
den Vorwurf der Verletzung des Vereinsgeſetzes nicht geantwortet habe, ſo 
war ich dabei in meinem vollen Rechte. Der Cirkel einer Interpellation iſt 
ein beſchränkter und ich hahe auf Dinge, die in der Rede vorgebracht wor⸗ 
den und nicht zur Interpellation gehören, nicht zu antworten, namentlich 
in einem Falle, der mir geſtern in ſeinen Einzelheiten noch nicht bekannt war. 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Ich glaube zu der Frage, die 
heute zu dieſer Debatte Pe egeben hat, noch einige Worte aus⸗ 
ſprechen zu ſollen. Ich habe dieſe Abſicht bisher nicht gehabt, weil ich kaum 
glaubte, noch nöthig zu haben, den Standpunkt der Regierung zu dieſer 
Sache klarer darzulegen, wie es bei Gelegenheit der Adreßdebakte geſchehen 
iſt. Es iſt aber von einigen Vorrednern darauf hingewieſen worden, daß 
der Zweck der Debatte weſentlich der ſei, in das Land nochmals hinaustra⸗ 
gen zu laſſen, was 7 Er das Haus wolle, und da glaube ich, bedarf es 
auch einer kurzen Erklärung der Regierung. Ihre Commiſſion will, daß die 
Rechnungen pro 1862 geprüft und der Etat pro 1863 berathen werde. 

Das iſt gemau daſſelbe, was die Regierung wünjht, was fie bei Gele 
genheit der Adreßdebatte als den Weg bezeichnet hat, der ihrer Anſicht nach 
der einzige fei, der zu einer befriedigenden Löͤſung führen könne. Die Rech⸗ 
nungen über die Ausgaben ſollen der Landesvertretung vorgelegt werden 
mit dem Bewußtſein, daß ſie der nachträglichen Genehmigung des Hauſes 
bedürfen, um ſie zu verfaſſungsmäßigen zu machen, was ſie, wie die Regie⸗ 
rung anerkennt, bisher nicht waren. Dies hat die Regierung in der Thron⸗ 
rede zu erkennen gegeben, ſie hat es noch beſtimmter ausgeſprochen bei Gele⸗ 
genheit der Adreßdebatte. Daß der Etat pro 1863 berathen werden würde, 
daran habe ich nicht gezweifelt, und ich glaube auch, in dieſem Haufe iſt 
dies wohl von keiner Seite bezweifelt worden. Die Reſolution will dies 
auch; ſie erkennt alſo genau den Weg an, welchen die Regierung vorſchlägt, 
und der Beſchluß darüber wäre wohl nicht nöthig geweſen. Doch das iſt 
Sache des Hauſes. Wenn aber hier hervorgeboben wird, daß die Regierung 
verfaſſungswidrig verfahren, ſo hat es mich, ich darf es nicht verhehlen, 
überraſcht, daß von Neuem hervorgehoben wird, was ausführlich ſchon als 
Anſicht der Majorität des Hauſes feſtgeſtellt worden iſt, namentlich bei der 
Adreßdebatte, und daß man ſo vollſtändig ignorirt, daß dieſe Adreſſe nicht 
ohne Antwort geblieben iſt. (Senſation.) Ich halte mich für verpflichtet, 
im Namen der Regierung zu erkläten, daß dieſelbe ſich bewußt iſt, weder 
einer Verfaſſungswidrigkeit, noch einer Verfaſſungsverletzung fi irgendwie 
ſchuldig gemacht zu haben, und ich muß eniſchieven Verwahrung dagegen 
einlegen, wenn dies von anderer Seite behauptet wird. Das Haus hat es 
bereits ausgeſprochen, daß mit dieſer Behauptung nicht ein Richterſpruch ge⸗ 
fällt werden ſolle; es bleibt alſo nur eine Anſicht der andern Anſicht gegen⸗ 
über ſtehen, und ich glaube, daß die Regierung dann das Recht hat, zu ver⸗ 
langen, daß auf ihre Anſicht ein nicht geringeres Gewicht gelegt werde. 

Durch die Behauptung, daß die Regierung nicht in gutem Glauben 
Kaas habe, iſt noch keinesweges der Beweis geführt. Die Regierung 


Ich wollte mir nur eine 


at es keinen Augenblick verkannt, wie ſchwer die Verantwortlichkeit ſei, die 
te übernommen, einem Zuſtande gegenüber, bei dem ein geſetzlich feſtgeſtelltes 
Budget nicht vorhanden iſt; ſie hat aber geglanbt, die Verantwortlichkeit 
nicht ſcheuen zu dürfen, wenn ſie nicht eine ſchwere Pflichtverletzung gegen 
Krone und Vaterland auf ſich nehmen wolle, eine Pflichtverletzung, welche 
alle Zuſtände des Staates in die größte Verwickelung gebracht hätte. Die 
Commiſſion hat in ihrem Berichte geſagt, daß ein Etatsgeſetz unbedingt zu 
Stande kommen müſſe, und gleich darauf ſpricht ſie davon, wenn ein Etat 
nicht zu Stande kommt. Die Behauptung, daß unbedingt ein Etat zu 
Stande kommen muß, glaube ich, kann nicht aufrecht erhalten werden, denn 
wir willen, daß pro 1862 keiner zu Stande gekommen it. (Unruhe.) Müßte 
unbedingt ein Etat zu Stande kommen, ſo befänden wir uns nicht in dem 
trüben Dilemma. Herauszukommen ſehe ich keinen anderen Weg, als den 
von mir angegebenen, und ich freue mich, daß die Commiſſion darauf ein⸗ 
egangen iſt. Nach Prüfung der Ausgaben wird die Regierung von der 
Verantworilichkeit befreit werden, und bei dem Gtat für 1863 wird ſich hof⸗ 
ſentlich ein Ergebniß erzielen laſſen, was zur Befriedigung aller Factoren 
der Geſetzgebung gereichen wird. <: \ 
Abg. Oſterrath: Durch die Erklärungen der Minister ſei die Unnöthig⸗ 
keit der Reſolution erwieſen. Sachlich hätten die Miniſter derſelben zuge⸗ 
ſtimmt, es handle ſich alſo nur um die dabei gebrauchten Ausdrücke: „Ver⸗ 
faſſungswidrig“ und „Verfaſſungsverlezung“ Auf Seite 5 des Commiſſtons⸗ 
Berichts ſtände: „Ein Etatsgeſetz müſſe unbedingt zu Stande kommen.“ — 
Man überſehe dabei, daß die Voraussetzung, daß der Etat im Voraus bes 
rathen werden miffe, die hierbei ganz nothwendig ſei, bis jetzt nicht einge⸗ 
troffen fei. Das Fehlen dieſer Vorausfegung könne man doch aber nicht 
ſchon eine Verfaſſüngsverlezung nennen Dann wäre es auch ſchon Verfaſ⸗ 
ſungsverletzung, daß wir nicht ſchon das Geſetz über die Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit über die Oberrechnungskammer u. f. w. hätten. Wenn ohne geſetzlich 
feſtgeſtellten Etat verwaltet werden müſſe, würde einerſeits behauptet, es 


1 


dürfen dann gar keine Ausgaben mehr geleiftet werden, auch ſolche nicht, von 


denen nicht feſtſtehe, daß ſie nachher genehmigt würden. Das zeige die große 
Schwierigkeit der Lage. Das beträfe auch die Frage, ob eine Ausgabe ge: 
nehmigt werden müſſe deshalb, weil das Etatsſahr ſchon begonnen habe. 
Würde dieſe Frage bejaht, ſo höre das Bewilligungsrecht des Landes auf. 
Wenn man dagegen annähme, daß in einem ſolchen Falle neue Ausgaben 
nicht genehmigt würden, ſo wahre man das Landesrecht. 3 2 

Der am 7. Okt. 1862 beſchloſſenen Reſolution habe er damals nicht bei» 
ftimmen können, er könne ſie auch heute nicht billigen, Eine einmalige Be⸗ 
willigung gelte nicht für definitiv, ebenſowenig könne die einmalige Verwei⸗ 
gerung einer Poſition definitiv ſein. Man habe hier keine theoretiſchen 
Sätze aufzustellen, ſondern concrete Aufgaben zu löſen, das Wobl des Lanz 

3 im Auge zu behalten, Bei der Berathung des Etats für 1862 u. 1863 
könne man alem Ausbrug geben, was man zum Beſchluß erhoben zu ſehen 
wünſche. Er würde deshalb gegen die Reſolution ſtimmen. 

Indeſſen balte er die Löſung nicht für ganz unmöglich. Wenn ohne 
Etat verwaltet werden müſſe, dann dürften ſeiner Anſicht nach keine neuen 
Ausgaben und Ausgabenerhöhungen geleiſtet werden. ; 19 705 

Abg. Faucher: Tit. 8 der Verfaſſung enthalte Vorſchriften für die 
Regierung allein. § 99 ſtelle der Regierung eine Aufgabe, die ſie und kein 
anderer zu löjen habe. Sie habe auch Mittel und Wege genug, dieſe au 
gabe zu löfen, und deßhalb kein Recht auf irgend Jemand anderes die Schuld 
zu werfen, wenn das Budget nicht zu Stande gekommen. Von den 3 Aus⸗ 
wegen, welche der Regierung im vorigen Herbite zu Gebote geſtanden, jei 
keiner ergriffen worden. Man habe weder die Minorität dieſes Hauſes in 
Uebereinſtimmung mit dem Herrenhauſe zu bringen verſucht, d. h. das Haus 
aufgelöſt, noch die Minorität im Herrenhauſe, die dieſem Hauſe näher ſtand, 
verſtärt d. h. einen Pairsſchub veranlaßt. Wollte die Regierung dies nicht, 
fo. mußte fie abtreten. Das bloße im Amtbleiben war eine unpatriotiſche 
Handlung, die mit einer Verfaſſungsverletzung begann. Es iſt keine Ent⸗ 

chuldigung für eine ſolche Regierung, daß ihr „befohlen“ worden im Amte 
zu verbleiben; ſtaatsbürgerliche Pflicht wäre es vielmehr für fie geweſen, 
ſolchen Miniſtern zu weichen, die entweder im Lande oder auf die Krone 
Einfluß genug gehabt hätten, um den Conflict zu erledigen. Man ſage mit 
Unrecht, daß dies „parlamentariſches Regiment“ ſein würde, und daß damit 
dem Könige Miniſter aufgedrängt würden. Eine parlamentariſche Re⸗ 
gierung würde bedingt, wenn nur Mitglieder der Landes⸗Vertretung und 
ihrer Majorität Miniſter ſein dürften. Daß aber, wenn die Verfaſ⸗ 
fung zwei neue Faktoren der geſetzgebenden Gewalt geſchaffen, eine Ueber⸗ 
einſtimmung der nun exiſtirenden 3 Faktoren zu Stande gebracht werden 
müßte, das verſtehe ſich von ſelbſt. Die Regierung zog es vor, die Gefahr 
auf ſich zu nehmen, ohne Budget -zu regieren: Art. 99 der Verfaſſung ward 
geopfert. Aber dann hätte die Regierung mindeſtens die patriotiſche Pflicht 
Bu den Conflict doch für das nächſte Jahr lösbar zu machen, indem ſie 
eine andern Ausgaben anordnete, als ſolche, von denen ſie bona fide an: 
nehmen konnte, daß ſie nachher genehmigt werden würden. Darauf deuteten 
die vorjährigen Kammerbeſchlüſſe hin, indem ſie warnen wollten. Die Re⸗ 
gierung habe anders gehandelt und heſtreite trotzdem, die Verſaſſung verletzt 
zu haben. „Streiten wir nicht um Worte.“ „Was iſt eine Verfaſſungsver⸗ 
letzung?“ Verfaſſungsverletzung ſei eine Handlung, welche, wenn ein Mini⸗ 
ſterverantwortlichkeitsgeſetz exiſtirte, nach dieſem beſtraft werden würde oder 
r welche die Miniſter mit ihrer Perſon und ihrem Vermögen haften müß⸗ 
en. Dies drücke der Commiſſionsantrag aus, und damit komme das Haus den 
Miniſtern entgegen, Zu einem weiteren Entgegenkommen habe das Haus 
gar kein Recht, denn das Haus dürfe nur jo weit entgegenkommen, als es 
das Land wolle. Das Land aber wolle ein Entgegenkommen, durch welches 
die Verfaſſung geopfert werde, nicht. (Bravo!) 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Der Herr Vorredner hat ſich be⸗ 
müßt, der Regierung nachzuweiſen, daß ſie nach Art. 8 der Verf, das Ctatö- 
geſetz zu Stande bringen konnte. Ich beſtreite, daß dies allein in der Mög⸗ 
lichkeit der Regierung gelegen hat. Wenn der Vorredner ſeine Anſicht 
dahin ausgeſprochen hat, daß drei Wege vorgelegen hätten, von denen die 
— keinen eingeſchlagen habe, und daß es keinen vierten Weg 
gebe, fo iſt dieſe Anſicht faktiſch nicht richtig, denn es hat einen vierten Weg 
le (Heiterkeit.) Wenn uns . 4 worden, daß wir unpatriotiſch 
gehandelt haben, ſo beſtreite ich auch dies und weiſe es mit Entſchiedenheit 
zurück. Ich halte weder den Redner, noch irgend einen Andern für berech⸗ 

gt, auszuſprechen, daß die Regierung unpatriotiſch gehandelt habe; fie iſt 
ihrem Könige, dem Lande und ihrem eigenen Gewiſſen verantwortlich; ich 
kann das Urtheil eines Einzelnen wohl anhören, muß es aber mit Entſchie⸗ 
denheit zurückweiſen. 2 enn 1 
(Der Miniſter Gr. Itzenplitz iſt inzwiſchen eingetreten.) 
Ein Schlußantrag wird eingebracht, aber abgelehnt. 


bg. v. Gottberg proteſtirt dagegen, daß ſeine Partei in der Budget⸗ 
5 0 . — Aber es handle 


frage nicht ganz einverſtanden ſei mit dem Herrenhauſe. Aber es han 
ſich jetzt auch gar nicht mehr um eine Differenz zwiſchen den beiden Häuſern, 
ſondern zwiſchen den Abgeordneten und der Krone (Oho!). Die vorliegende 


Reſolution ſei in der That überflüſſig, ihm wenigſtens ſei nicht denkbar, daß 


die Majorität vem Haufe das Recht zuſprechen wolle, nicht auf die Budget: 
berathung einzugehen. Da aber dieſer Glaube leicht aus der Reſolution 
hervorgehen konne, fo diene fie eher zur Verwirrung der Anſichten im Lande, 
Und das Land wünſche und hoffe doch wahrlich eine Verſtändigung, alſo ein 
Entgegenkommen auch dieſes Hauſes, wie es in der Reſolution nicht aus⸗ 
geſprochen ſei. Sie ſpreche mit großer Sicherheit von einer Verfaſſungs⸗ 
verletzung, mit einer größeren, als der Minorität des Hauſes gegenüber ge⸗ 
rechtfertigt ſei. Die Verfaſſungsurkunde, auf die man ſich berufe, ſei keine 
dem Könige abgerungene, ſondern eine freiwillig gewährte, und in ihr ſei 
die unbeſchränkte Vollmacht des Königs über das Heer Mar ausgeſprochen. 
„Alle Preußen ſind wehrpflichtig, ſie können alſo auch alle eingezogen wer⸗ 
ben.“ (Heiterkeit.) Zwar habe man den Kammern das e 
recht gegeben, aber nicht in dem Glauben, daß dieſes gegen die Reorganiſa⸗ 
tion der Armee angewendet werden könne und dürfe (große Heiterkeit), Das 
Herrenhaus hätte der Prärogative der Krone alles vergeben, wenn es Ihren 
Beſchlüſſen über den Militäretat beigetreten wäre. (Bei den folgenden Wor⸗ 
ten, welche lebhafte Unruhe des Hauſes erregen und darin unverſtändlich 
bleiben, macht der Vicepräſident, Abg. Behrend, den Redner auf die Unzu⸗ 
läſſigkeit aufmerkſam, die allerh. Perſon in die Debatte zu ziehen. Der Red⸗ 
ner verwahrt ſich dagegen, indem er die Auslaſſungen des Abg. Gneiſt in 
der Adreßdebatte über den Sinn, in dem man einen Eid leiſte, als Beweis 
für ſein Recht anführt.) 5 9 . 

Die Reſolution ſei nichts als eine neue Demonſtration, eine Drohung 
gegen die Regierung, aber eine Drohung nicht nur gegen die jetzigen, ſon⸗ 
dern gegen alle Miniſter ſeit dem 1. Januar 1862. Man dürfe auch nicht 
einzelne Ausgaben als verfaſſungsmäßige von andern ſcheiden. Entweder 
feien alle Ausgaben verfaſſungsmäßige oder fie ſeien es alle nicht. Die Re⸗ 
. ſei ähnlich wie der Beſchluß in der Mumie gar nicht zur Aus⸗ 

e aber hier der ernſt⸗ 
cht. Er wiſſe nicht, ob es beriaffungägemä ſei, die 


ntrag auf Schluß wird abgelehnt. b 
Abg. v. Vincke (Stargardt): Die Debatte ſei allerdings nur eine Fort⸗ 
Hier Adreß⸗Debatte. Daraus folge, daß man ſich auf dieſe beziehen 
könne. Auf die wunderbaren Ausführungen des Abgeordneten für Stolp 
über den Begriff des Oberbefehls über die Armee wolle er nicht weiter ein⸗ 
ehen. Die ſeien ſchon vor 3—4 Jahren widerlegt. In dem Oberbefeble 
iege nicht das unumſchränkte Recht auf Erhöhung der Zahl und der Aus 
abe für die Armee. Der Abg. Graf Bethuſp verwechſele Ariſtokratie und 
Noel. Es gebe viele Adelige, die nicht zur Aristokratie und viele Ariſtokra⸗ 
ten, vie nicht zum Adel gehören. Revolutionär jei der Beſchluß des Her⸗ 
renbauſes allerdings geweſen; derſelbe habe das Recht auf den Kopf ge⸗ 
ftellt! Daraus folge aber nicht, was u. A. der Abgeoronete für Paderborn 
behauptet, daß die Miniſter nun nur Sr. Majeſtat und ihrem Gewiſſen zu 
folgen hätten. Die Verfaſſung beſtimme vor Allem, ohne Budget können 
keine Ausgaben gemacht werden. Das e nas fe f eines ſolchen ſei pro 
1862 durch Zuſammenberufung der Häufer noch ſehr wohl möglich geweſen. 
Das Ministerium habe die Zeit ſeitdem mindeſtens benützen können, um eine 
acceptable Militärnovelle vorlegen zu können; denn daß die jetzige 1195 ans 
genommen werde, wage er, ohne Prophet zu fein, zu behaupten. (Heiterfeit.) 
Auch die Majorität würde die Indemnität bewilligt haben, wenn Die Regie⸗ 
zung die Verſöhnung ernſtlich gewollt hätte, denn der Menſch ſei immer zur 
Verſbhnung bereit (Bravo). Der geeignetite Zeitpunkt zur Verſöhnung fei 
der 14. Sept. geweſen, als auf Antrag des Abgeordneten für Soeſt die Ver: 
Handlung nach der bekannten Erklärung des Kriegsminiſters ausgeſetzt wurde. 
Redner wendet ſich nun gegen einzelne Stellen des Berichts und wirft der 


Ein 
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beantragten Reſolution namenllich vor, daß man nicht daraus entnehmen 
könne, was das Haus definitiv damit jagen wolle. Gegen die Reſolütion 


— — 


babe ihn ſchon eingenommen, daß der Abg. Parriſius bemerkt, die Commiſ⸗ 


ſion habe dieſelbe erſt nach vielen Erwägungen gefaßt, und daß der Referent 
dem klaren Bericht ſo viele Worte heute zum Beginne der Verhandlung zu⸗ 
efügt habe. Die Unterſcheidung von verfaſſungswidrigen und nicht verfaſ⸗ 
ungswidrigen Ausgaben des vergangenen Jahres ſei eine unberechtigte, da, 
wie der Abg. Reichen perger ausgeführt, alle geleifteten Ausgaben verfaſſungs⸗ 
widrig ſeien. Die Auslegung des Paſſus, die Miniſter ſeien mit ihrer Per⸗ 
ſon verantwortlich, deute wohl nicht auf Leib⸗ und Lebensſtrafen, wie der 
Abg. v. Gottberg bemerkt, ſondern nur auf die Möglichkeit, daß die Miniſter, 
wenn ihr Vermögen nicht ausreiche, in Schuldarreſt gebracht würden (Hei⸗ 
terkeit). Von einer Verfaſſungsverletzung könne die Reſolution nicht ſchon 


heute mit Recht ſprechen, wenn ſie nur nicht genehmigte Ausgaben für ver⸗ 


faſſungswidrig halte, da die Genehmigung oder Nichtgenehmigung noch vor⸗ 
behalten bleiben ſolle bis zur Vorlage der heute vom e in Aus⸗ 
ſicht geſtellten Rechnungen für 1862. Das fortwährende Betonen der Ver⸗ 
faſſungsverletzung erſchwere auch die Hebung des Conflicts, da man dieſelbe 
von allerhöchſter Stelle in Abrede geſtellt habe, wenn auch auch anderer⸗ 
ſeits an dem Rechte feſtgehalten werden müſſe, die Miniſter für den gegen⸗ 
wärtigen Zuſtand verantwortlich zu machen. Von ihnen müſſe die im gan⸗ 
zen Lande herbeigeſehnte Löjung angeregt und ermöglicht werden (Beifall). 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Wenn der Herr Vorredner einen 
Widerſpruch zwiſchen meiner heutigen Auslaſſung und zwiſchen dem, was 
ich bei Gelegenheit der Adreßdebatte geſagt habe, gefunden hat, ſo kann ich 
verſichern, daß ich damit nicht habe in Widerſpruch treten wollen, ſondern 
daſſalbe habe jagen wollen, was ich damals geſagt habe. 

Der Antrag auf Schluß der Discuſſion wird wiederum geſtellt und 
nun vom Hauſe angenammen. 


Nach einigen perſönlichen Bemerkungen, die zwiſchen den Abgeordneten 


Gr. Bethuſy, v. Gottberg und Schulze⸗Berlin gewechſelt werden, erhält auf 
ſein Verlangen das Wort der Handelsminister Gr. Itzenplitz. Er über⸗ 
reicht einen Geſetzentwurf über die Bergwerks⸗Hilfskaſſen. Dieſe Hilfskaſſen 
haben bisher unter der Verwaltung der Oberbergämter geſtanden, und es iſt 
die Abſicht dieſes Geſetzes, ſie der Verwaltung der Betheiligten und der 
Controle der Regierung wieder zurückzugeben. 

Auf Antrag des Abg. Karſten wird die Vorlage einer beſonderen Com⸗ 
— an 14 Mitgliedern zugewieſen, und nun erhält der Berichterſtatter 
as Wort. 

Abg. v. Forkenbeck: Die königliche Antwort, bemerkt derſelbe u. A., 
die nicht contraſignirt ſei, entziehe ſich jeder Discuſſion. Außerdem ſei die 
Reſolution — wie das Datum beweiſe — bereits vor der königlichen Ant⸗ 
wort beſchloſſen worden. Die Budget⸗Commiſſion habe nur die Conſequen⸗ 
zen aus der Adreſſe in Betreff der Etats pro 1862 und 63 gezogen. Dem 
Abg. v. Gottberg ſei er dankbar, daß er Statt der Gründe immer und im⸗ 
mer wieder die Perſon des Königs in die Discuſſion bringe, — Der Auf- 
trag, den Etat zu berathen, mache die Reſolution nicht unnütz. Die eigen⸗ 
thümlichen Verhältniſſe und die vielfach ausgeſprochenen Zweiſel bedingen 
eine Frage an das Haus, ob in die Berathung pro 1863 eingetreten wer⸗ 
den ſolle oder nicht. Es ſei dem Commiſſions⸗Bericht vorgeworfen, daß er 
eine unberechtigte Unterſcheidung unter den verfaſſungswidrigen Ausgaben 
vornehme. Er halte alle Ausgaben ohne Etat für verfaſſungswidrig, aber 
man könne doch unter den Ausgaben ſcheiden, es könne ja für einzelne Aus⸗ 
gaben nachträglich die Genehmigung ertheilt werden. Augenblicklich haften 
die Miniſter für alle Ausgaben, ſie könnten aber ſpäter für einzelne Aus⸗ 
gaben entlaftet werden, für andere nicht. 

Deshalb ſage der Bericht nicht: „verhaftet ſind“, ſondern: „verhaftet 
bleiben.“ Nicht nur in der Verf.⸗Beſtimmung liege die Nothwendigkeit 
eines jährlichen Etats, ſondern darin, daß der Etat vie einzige Rechtsquelle 
für alle Ausgaben fei. Wenn man es nicht für angemeſſen halte, den Vor: 
wurf der Verfaſſungsverletzung fo oft zu wiederholen, fo erwidere er, das 
Bewilligungsrecht des Hauſes ſei bis zum Sept. 1862 als der Grundſtein 
der Verfaſſung anerkannt worden. Seit der Zeit j& dies Recht durch ſopbi⸗ 
ſtiſche Deductionen in Frage geſtellt, ſei der Art. 99 der Verfaſſung en 
Sei dies geſchehen, ſo konne es gar nicht oft genug wiederholt werden. Die 
as fel geſchehen, bis die Verfaſſungsverletzung geheilt, das Unrecht 
geſühnt ſei. 

Das Haus ſchreitet zur Abſtimmung. Abg. v. 
der Reſolution beantragt, dieſe Theilung wird abgelehnt; der vom A 
Immermann beantragte Namensaufruf über die Reſolution der Co 
miſſton dagegen angenommen. Demnächſt wird das Amendement v. Vin 
abgelehnt (dafür ding Binde und ein Theil der Katholiken), ebenſo da 
Amendement v. j 
ſelbſt wird hierauf mit 274 gegen 45 Stimmen angenommen. 
Nein ſtimmen u. A.: Froning, v. Gottberg, Gützloe, Hotteling, Hoff⸗ 
mann (Oppeln), Kühne, v. Langendorff, v. . v. Mallinckrodt, 
v. Maſſow, Dr. Menzel, Nehmitz, Graf Oppersdorf, Oſterrath, v. Patow, 
Plaßmann, beide Reichenſperger, Graf Renard, beide Richthofen, Robert 
Tornow, Rohden, Rolshoven, Schmidt (Paderborn), v. Selchow, Sieber 
v. Arnim (Neuſtettin), v. Auerswald, beide Vincke, v. Bender (Olpe), Grf. 
Bethuſy⸗Huc, v. Bonin (Stolp), v. Buſſe, Biernacki, v. Denzin, Evers, 
Strzybny, v. Seherr⸗Thoß, v. Unruhe⸗Bomſt. Mit Ja u. A.: Ur. Simſon, 
Schubert, Saucken⸗Julienfelde, v. Benda, Lette, die Fraktion Bockum⸗Dolffs, 
die deutſche Fortſchrittspartei. a ; 

Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung 12% Uhr. Tages⸗Ord⸗ 
nung: n der Interpellation der Abgeordneten Schulze und von 
Carlowitz, und Berathung der heut nicht erledigten Etats mit Ausnahme 
des Etats der Justizverwaltung. (Der Juſtizminiſter iſt durch die Sitzung 
im Herrenhauſe verhindert). 


r 
K. C. [Interpellation in der polniſchen dee Von 
Seiten der beiden großen liberalen Fractionen und des fteien parlamen⸗ 
tariſchen Vereins iſt folgende Interpellgtion eingebracht: „Iſt zwiſchen der 
königl. Staatsregierung und dem kaiferlich ruſſiſchen Gouvernement ein Ber 
trag zur Hilfsleiſtung bei der Unterdrückung des Auſſtandes im Königreich 
Polen abgeſchloſſen, und welches iſt eventualiter der Inhalt deſſelben?“ — 
Motiv. „Das königl. Staatsminifterium hat die in der Motivirung der Inter⸗ 
pellation des Abg. Kantak aufgeſtellte Behauptung des Vorhandenſeins 
einer ſolchen Convention mit Stillſchweigen übergangen.“ — Als Inter⸗ 
pellanten find die Abg. Schulze (Berlin) und v. Carlowitz unterzeichnet. — 
Eine Anzahl Mitglieder der deutſchen Fortſchrittspartei hat nach dem 
Schweigen der Regierung zu der Behauptung des Abg. Kantak eine Inter⸗ 
pellation für überflüſſig und die Zeit bereits zu einer Reſolution gekommen 
erachtet; in der geſtrigen Fractionsſitzung find bereits mehrere Reſolutionen 
eingebracht, von denen einige auf eine Abwehr jeder Verletzung der Neutra⸗ 
lität als gegen das preußiſche Intereſſe gingen, während eine auf Grund 
des Art. 48 der Verfaſſung die Regierung ‚sur Vorlage der abgeſchloſſenen 
Convention auffordern wollte. Die Fraction hat alle dieſe Reſolutkonen 
Be a. fieben Mitgliedern beſtehenden Commiſſion zur Vorberathung 
erwieſen. 


meteorologiſche Beobachtungen. 


e, e 

gde gut aich Nenumure] romeler. "ratur. | Side. a 

Breslau, 17, Febr. Io H. Nö. 337,63 9,6] W. I. Trübe, 
18. Febr. ö U. Morg.] 336,73. | —20] W. I. Heiter. 


— . —— ſ—Uÿ—— ntttn 
Breslau, 18. Febr. [Wafferſtand.] O.⸗P. 16 F. 3 3. U.⸗P. 2 F. 9 3. 
** Breslau, 18. Febr. [Militäriſches.] Heute Früh 


ſind die hieſigen Bataillone des 11. und 50. Regiments in zwei 8 


Extrazügen nach Oberſchleſten befördert worden; es ſollen ferner im 
Laufe des Tages zwei Extrazüge mit Artillerie und Infanterie hier 
durchpaſſtren. 


1 a 
Glogau, 17. Febr. [Freiſprechung in Sachen des Natio⸗ 
nalfonds.] Auf dem Appell.⸗Gerichte kamen heute die Anklageſachen 
gegen Apitſch und 17 Genoſſen, ſo wie gegen Braun und Krauſe, alle 
in Görlitz, wegen Aufforderungen zu Sammlungen zum Nationalfonds 
zur Verhandlung. Der erſte Richter hatte ſämmtliche Angeklagte frei⸗ 
geſprochen. Ein Gleiches geſchah heute vom Appellations⸗Gericht, in⸗ 
dem daſſelbe ausführte, daß die Sammlungen zum Nationalfonds nicht 
von der Regierungs⸗Verordnung vom 27. Mai 1852 betroffen werden 
können, weil die Beiträge keine milde, im gewohnlichen Sinne des 
Wortes wären, vielmehr nur zu einem politiſchen Akte benußt würden, 
nach welchem Abgeordnete, die in ihrer Stellung als Abgeordnete von 
pecuniären Unfällen betroffen werden könnten, dem Abgeordneten⸗Hauſe 
erhalten würden. Der Nalionalfonds wäre nur ein Parteiinftitut, und 


Binde hat die Theilung |& |} 


enda (dafür der freie parlam. Verein). Die at 
i 
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— 


nur zu reſp. aus Parteizwecken werden die Gelder beigeſteuert, dies 
wären aber keineswegs milde oder barmherzige Beiträge. In Folge 
deſſen mußte die Rekursbeſchwerde abgewieſen und die Freiſprechung 
des erſten Richters aufrecht erhalten werden. 


—j— —— ͤ U V —niĩ— —ͤ44 
Telegeapbifcbe Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 17. Febr., Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 70, 45, hoo 

ſich auf 70, 50, fiel auf 70, 20 und ſchloß zu dieſem Courſe unbelebt und 

matt. Conſols von Mittags 12 97 eingetroffen. — Schluß⸗ 

Courſe: Zproz. Rente 70, 20. 4 proz. 99, —. Italieniſche proz. 

e 

iſenbahn⸗Aktjen e Credit⸗mi Aktien „ 75. Lomb. Eiſen⸗ 

bahn⸗Aktien 585, — Oeſtett. Gn ate — Za 
London, 17. Febr., Nachm. 3 Uhr. Silber 6174. Schönes Wetter, jedoch 

kalt. Conſols 92%. lprz. Spanier 46%. Mexikaner 33%. Sardinier 83. 

proz. Ruſſen 96. 4 proz. Ruſſen 93%. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7% 

Sch., Wien 11 Fl. 80 Kr. ae 
Der fällige Dampfer aus Rio Janeiro ift geſtern in Liſſabon eingetroffen. 
Wien, 17. Febr., Mitt. 12 U. 30 M. Stimmung im Verlauf der Börſe beſſer. 

öproz. Met. 75, 90, 4 proz. Met. 65, 75. Bank⸗Aktien 811. Nordbahn 


188, 20. 1854er Looſe 93, —. National⸗Anleihe 81, 80, Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 235, 50 Creditaktien 220, 90. London 115, — Hamburg 
: Paris 45, 50. Gold Silber. Böhmifhe Weit- 


bahn 168, —. Lombardiſche Eiſenbahn 271, Neue Looſe 135, 50. 
Wageenkner g. Dr 17, Fehr, Hahm, 2 Uhr M. Bdiſs Anfands an. 
ankfurt a. M., 17, Febr., Nachm. 130 M. tſe Anfangs flau, 
beende ſich im Verlaufe für öſtr. Effekten. dabmſgsh⸗Berbagel beliebt. Böhm. 
Weſtbahn 72%. Finnl. Anleihe 91. Schluß ⸗Courſe: Ludwigsh.⸗Berbachh 
144. Wiener Wechſel 101%. Darmſt. Bankaktien 244. Darmſt. Zettel⸗ 
Bank 258. Sproz. Metall. 61. 4 proz. Met. 55%. 1854er Looſe 78%. 
Deſlerr. National⸗Anleihe 69 . Oe de re en Staat2sGijenb nden 238. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 829. Dur Gredit-Aftien 2254, Meueite österr. 
Anleihe 82%. Defterreih, Elifabet » Bahn 129%. Mhein⸗Nahe⸗Bahn 33. 
Mainpubivigshafen Litt. A. 130%. £ 7 NU 
amburg, 17. Februar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Börſe Anfangs flau, 
ſchloß beſſer. — Froſtwetter. — Finnl. Anleihe mA: Schluß⸗Courſe: 
National⸗Anleihe 694. Oeſterr. Credit⸗Aktien 95. Vereinsbank 103%. 
Nordbahn 65%. Disconto 


Norddeutſche Bant-107%, Rheiniſche 99%, 
227, Wien 88, 62, Petersburg 31%. i 

Hamburg, 17. Febr. [Getreidemarkt.] Weizen loco preishaltend, 
ab auswärts unverändert gehalten. Roggen loco ſtille, ab Danzig pr. 
April⸗Mai 76 bezahlt. Del pr, Mai 32%, pr. Dit, 30%, Kaffee feſter, 
3000 Sack loco umgeſetzt. 

Liverpool, 17. Februar. [Baumwolle.] 1000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 8— hr 


— 
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Berliner Börse vom 17. Februar 1863. 


Fonds- und Geld- Course. —4 3 
Fruiw. Staats:Anleihoj414 101%, B. 0 . B. . 77%½½ 14% B 
Stanis-Anl, v. 1880, 62 292 87 8 1755 ö 100% 2102 bs 
eee 
8 to Prior B.. — . 
dit 1 6. N ir bz. 
dito 1880 5 [106% u. Er 
Staats-Schuld-Sch, . 1314189", ba. dito Prior K. — 3 br. 
Präm.-Anleihe v. 188513421130 B. dito Prior F.. — 4411019, br. 
Berliner Stadt-ObI. q 1441102%, ba. - 1 Oppolu-Taruow. 61% da 
Kur- u. Neumärker|314|92 bz. Beinz-W. (8t.-V.) 4 63%, bz 
2 dito dito 101% bz Rheiulsche . 4 10 0, etw. bzuB j 
2 Pommersche ..... 27 911 dito (St.) Pr...| 5 | 4 108 ü j 
dito neue 1 he dito Prior. 2 % B | 
3 D ene 2 — — — Alp I Ber: E= 7725 5 
110 — To — — 7 
dito neus 4 |06% bz. RAT ni RE 311% 90 f. 8 
(Schlesische 10 bz Starg. Posener 1 307%, B 
Kur- u. Neumärker 100 d Thüringer . . 6% 124½ ba 
25 Pommerscho 499% @ Wilhelms Bahn. — | 4 162% ba 
& |Posensehe ....... | 4 1881, R dito Prior. — | 4.91 
8 erg * : 9085 5 dito III. * — 15 945 E | 
E „ n. dito Pri — 1. 
3 | Sächsiache ... 4 100% „ ito ao | 858 b. 
chlestsche 100 8 — 
San Prouss, u en nes | 
Ausländische Fonds. n weh *. 
Oegtorr. Metal 8/66 bau. n. Berl. Madden 5 4 1171, G 
dito dir Pr.-Aul A |80 etw. G. Berl. Hand. Ges. TR 
dito neue 100 fl. L. — 79 ½ bz. Bl. W.Ored G. DI — 
dito Nat.-Anleih6 . 6 |TI b uh Kraunschw. Bank 4 4% B. 
dito Bankn. n. Whr.| — 87 ½ ba. Bremor m 411000, G 
Russ.-engl. Anleihe... bz. Ooburg. Credit A 4189 B. 
dito 5. Anleihe . 5 |90 etw. bau. G. Darts. Zettel. 84 | 4 110% &z. 
dito poln. Sch.-Öbl, B Darst, Orodb.A 4.90% bz.u.B 
Poln. ‚Pfändbriofe..... re BNN e .. 
dito Il. Em. . . bz ee re 
poln. Obl. a 600 Fi 0 Gent. Creditb. 21164 B, 636. @ 
4 4390 Fi. 8. Hamp.Nord Bank! 5 4 ort, | 
d:to & 200 Fi. 6. e 
Poln. Banknoten |] — — all Vor.-Bauk Sfr 4 7 
Kurhess, 40 Thlr. .. 1 B Lake „2 Alan" 
Baden 38 FI. . E Luxembrg. * 10 4 10205 etw. bz. 
Aetien - Course, 7 a. 95 N u 1 0 
& N. E E. u. B. 
= Bunt] muB IR By a 
ch. Dlis 35 ester. Orodit a‘ * dz. 
e 200 77 Pos. To ant 6 4 e 5 


b 1 4 |06 B. 
Preuss. B.-Anthl.] 4% %% 1126 ba. 
ge 4 90% G. 


Amat.- Rotterdam! 8% 4 96%, bz 

Berg.-Märkischo 61 4 Nb Schl. Bank Vor. 

Berlin.Auhalter | 8% 4 11433, bz n 
Berlin Hamburg. 125 55 Weimar. Hauk. 4 4% B. 
Berl-Potsd.-Mgd.| 11 | 4 188% bz . 

Berlin-Stettiner %! 136% B 

Broslau-Freibrg. | , 4 134% ba 

Cöln-Mindener . 12%, 134.1178% 1z 


Paris 
Wien österr. Währ. 
dito 


M :cklenburger.. 0 


Münster-Hammer 


2 56. 8 bz. 

3 W. 10% bz. Mu. 9 bz. 
T. 890% ba. 

8 T. 110 ba. 


— — . — Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen 67—75—81 GEIL. on ib en 35—38—40 
Gelber Weizen — 65—70—76 Sgr. pr. Sackd 150 Pfd. Brutto. 

Roggen 49—51—53 Schlag⸗Leinſaat . 190—210—215 

Gerſte. 38—41—44 Winter⸗Naps . 250 —270—285 

afenmnmnm 24—26 28 Winter⸗Rübſen Br 240-—260-—270 

ſen . . 43—48—52 Sommer⸗Rübſen .. 210 —230—250 


En * 
Kleeſaat — rothe ſehr 
bis 14% Tale, feine 4 kee ig 


? A ‚ hodfeine 16%—16% Thlr., extra⸗ 
feine über Notiz, — weiße vernachläßigt, orbinäre 8-9% Thlr., mittle 
ent Thlr., feine 14%--17% Thlr., hocfeine 18% 19% Thlr. — 


Schwediſcher Klee 1826 „pr. Centner. 
Thymothee 6—7% Til e. Gir 
Kartoffeln pr. Sad à 150 Pfd. netto 15—18 Sgr. 
Vor der Börſe. 
NE EL 
? r. Br. — ritu Qua % es loco 
13% Thlr. Br, Februar 13% Ablr. Br., Frühjahr 14%, Thlr. Br. 


Briefkasten der Redaktion. 
An 4. ..6 zu Rybnik: wird uns angenehm fein. 
Herrn L. B. in Gleiwitz und Herrn B. in Glaz: wir danken 
für die gefälligen Mittheilungen und bitten um fernere Zuſendungen. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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